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Stadtverordnete Mirrianne Mahn, ÖkoLinX-
ELF:  

Lieber Stadtverordnetenvorsteher, 
liebe Kolleg:innen! 

Folgendes Zitat stammt aus dem Koalitions-
vertrag für Frankfurt 2021 bis 2026, unter-
zeichnet von GRÜNEN, SPD, FDP und Volt. 
Es findet sich auf Seite 92 im Kapitel „Ein 
neues Frankfurt gestalten“. Ich zitiere: „Um 
Diskriminierung und Racial Profiling effektiv 
entgegenzuwirken, wird zunächst für einen 
festen Zeitraum von zwei Jahren in einem 
Modellprojekt ein digitales Quittungssystem 
bei der Stadtpolizei Frankfurt eingeführt. 
Stadtpolizist:innen müssen Polizeikontrollen 
künftig schriftlich dokumentieren. Anlassort, 
Dienstnummer und Ergebnis der Kontrolle 
müssen festgehalten und den Kontrollierten 
eine Quittung ausgestellt werden. Dies ist ein 
effektives Instrument, um einerseits Betroffe-
ne von Racial Profiling besser zu schützen, 
indem sie einen Nachweis der Kontrolle er-
halten. Andererseits wird dadurch die Stadt-
polizei unterstützt, praxisnah und schnell zu 
reflektieren, ob eine Kontrolle angemessen 
ist. Dieses Vorgehen führt zu transparenten 
Strukturen und schafft zusätzlich eine wichti-
ge Datengrundlage, um weitere zielgerichtete 
Maßnahmen zu treffen und Phänomene wie 
Racial Profiling zu erforschen.“  

Die Koalition hat es tatsächlich geschafft, 
ihren eigenen Koalitionsvertrag zu verraten, 
und das mit einer Dreistigkeit, die fast be-
wundernswert wäre, wenn sie nicht so entlar-
vend wäre. Denn: Was ist hier passiert? Ein 
Antrag, der wortwörtlich so im Koalitionsver-
trag steht, wurde abgelehnt - ohne logische 
Argumentation, ohne Alternativvorschlag, 
ohne auch nur den Versuch, sich eine halb-
wegs glaubwürdige Haltung zu bewahren. 
Stattdessen wurden Begründungen geliefert, 
die so widersprüchlich sind, dass man sich 
fragt, ob hier überhaupt miteinander gespro-
chen wurde. Einerseits heißt es, hier werde 
Stadt- und Landespolizei verwechselt; ande-
rerseits heißt es, mit dem Antrag stimmt was 
formell nicht; dann heißt es, es gibt ja bereits 
ein Quittungssystem; und dann heißt es wie-
derum, das ist alles zu bürokratisch, die Poli-
zei darf nicht unter Generalverdacht gestellt 
werden.  

Ja, was denn nun? Entscheidet euch doch 
wenigstens für eine Linie, wenn ihr schon 
gegen den Antrag stimmt. Ist es nun ein for-
males Problem, ist es überflüssig, ist es viel 
Verwaltungsaufwand oder ist es die Angst 
davor, dass am Ende doch Daten zutage 
treten könnten, die ein Problem belegen, das 
ihr weiter leugnen möchtet? Faschismus be-
ginnt nicht da, wo man zusammen mit Fa-
schisten stimmt, sondern wenn man billigend 
in Kauf nimmt, dass Menschen von Autoritä-
ten unterschiedlich behandelt werden. 

                              (Beifall) 

Die Koalition, die sich so gerne als antirassis-
tisch inszeniert, hat in dieser Frage nicht nur 
versagt, sondern sich in vorauseilendem Ge-
horsam vor der CDU weggeduckt. Die SPD 
hat sich offenbar daran gewöhnt, Prinzipien 
im Tausch gegen Bequemlichkeit aufzuge-
ben. Und die FDP? Na ja, was soll ich eigent-
lich seit gestern zu denen sagen? 

                              (Beifall) 

Ich habe mir keine Illusion gemacht, dass 
dieser Antrag einfach angenommen wird, 
aber ich hätte zumindest erwartet, dass die 
GRÜNEN ihn als Anlass nehmen, ihren eige-
nen Antrag, den sie selbst formuliert haben, 
einzubringen, aber bis heute nicht zur Ab-
stimmung gestellt haben, weil er von der FDP 
blockiert wird. Dass mit der FDP keine anti-
rassistische Politik zu machen ist, habe ich 
euch schon vor vier Jahren gesagt. Ihr habt 
es schon vor vier Jahren gewusst und jetzt 
wundert ihr euch. Das ist nicht nur politisch 
peinlich, es ist auch ein Schlag ins Gesicht 
aller Menschen, die von Racial Profiling be-
troffen sind. Alle, die sich gefreut haben, dass 
wir eine Racial-Profiling-Studie bei der Polizei 
machen, dass wir ein Quittungssystem ein-
führen, dass wir eine Meldestelle für Rassis-
mus einrichten, dass wir den Aktionsplan 
gegen Rassismus und Rechtsextremismus 
umsetzen. Es geht darum, Transparenz zu 
schaffen. Es geht darum, dass wir eine Poli-
zei haben, der alle Bürger:innen vertrauen 
können, auch jene, die nicht weiß sind. Es 
geht darum, glauben zu können, was in Koa-
litionsverträgen steht und was Politiker:innen 
versprechen. 

Menschen of Color wollen der Polizei genau-
so vertrauen können wie alle anderen. Das 
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tun sie aber nicht. Es gibt Menschen in dieser 
Stadt, die Angst vor der Polizei haben, weil 
sie in ihrem Alltag erleben, dass sie diskrimi-
niert werden, dass ihre Perspektiven von der 
Politik geleugnet werden oder ihre Erfahrun-
gen ignoriert werden. Ich frage euch: Was 
genau spricht dagegen, einer Polizei, die 
rechtsstaatlich, diskriminierungsfrei und 
transparent arbeitet, ein Instrument zu geben, 
welches genau das nachweist? Warum sollte 
eine Stadtpolizei, die angeblich nie Raci-
al Profiling betreibt, weil sie es ja gar nicht 
kann, weil sie nur Menschen kontrolliert, die 
schon Verstöße begehen, nicht transparent 
damit umgehen? Und was spricht dagegen, 
sich zusätzlich auf Landesebene dafür einzu-
setzen, dass das auch bei der Landes- und 
der Bundespolizei eingeführt wird? Bremen 
hat das auf freiwilliger Basis gemacht. Da 
funktioniert es gut. Warum nicht auch Frank-
furt? Der wahre Skandal ist nicht die Ableh-
nung dieses Antrags, Johannes, der wahre 
Skandal ist, dass die Koalition damit zeigt, 
dass das Thema Racial Profiling in Frankfurt 
gar nicht ernsthaft angegangen wird. 

                              (Zurufe) 

Wie wollt ihr sicherstellen, dass die Men-
schen, denen wir das Gewaltmonopol geben, 
komplett frei von Vorurteilen sind? Das könnt 
ihr nicht. Die Stadtpolizei besteht nicht aus 
irgendwelchen Übermenschen, die keine 
Vorurteile haben. Wir alle haben Vorurteile. 
Die Polizei ist aber eine Institution, der wir 
das Machtmonopol geben und die sollten 
einen höheren Standard halten als normale 
Büger:innen, und das in einer Zeit, in der wir 
in Deutschland erleben, wie rechtsextreme 
und rassistische Narrative immer mehr Raum 
einnehmen, in einer Zeit, in der die demokra-
tische Mehrheit ein Bollwerk gegen Diskrimi-
nierung sein sollte. Aber stattdessen 
schweigt ihr, stattdessen taktiert ihr und bie-
dert euch zunehmend einer rechter werden-
den CDU an, in der Hoffnung, bei der nächs-
ten Kommunalwahl als kleine Schwester 
doch bitte, bitte wieder an die Macht zu 
kommen. 

                              (Beifall) 

Ich bin empört, aber ich bin nicht überrascht. 
Ihr könnt sehr gerne diesen Antrag ablehnen, 
ihr könnt euch gerne hinter falschen Zustän-
digkeiten verstecken, ihr könnt euch aus der 

Verantwortung stehlen, aber das Problem, 
das ihr nicht sehen wollt, wird dadurch nicht 
verschwinden. Rassismus wird nicht ver-
schwinden, weil ihr ihn aussitzt und im Wahl-
kampf ab und zu auf eine Demo gegen rechts 
geht. Die Frage bleibt: Wann seid ihr bereit, 
euch endlich aktiv für Transparenz und ge-
gen Diskriminierung einzusetzen? 

                              (Beifall) 

Und wenn es nicht dieses Quittungssystem 
ist, was dann? Wie genau wollt ihr gegen 
Racial Profiling in Frankfurt vorgehen? Jetzt 
haben sich alle einmal zum Reden angemel-
det, ich bin sehr gespannt, ob sie auf diese 
Fragen heute Antworten für mich haben, 
denn eines ist sicher: Wer sich zu diesem 
Thema nicht äußert und nicht deutlich positi-
oniert, entscheidet sich nicht nur für eine 
neutrale Position, denn bei Diskriminierung 
gibt es keine neutrale Position. Wer schweigt 
und nichts sagt, macht sich mitschuldig. 

Danke! 

                              (Beifall) 

Stellvertretender 
Stadtverordnetenvorsteher 
Gregor Amann: 

Die nächste Wortmeldung kommt vom Stadt-
verordneten Schäfer, CDU. Bitte schön! 

Stadtverordneter Martin-Benedikt Schäfer, 
CDU:  

Vielen Dank!  

Herr Vorsteher, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich habe extra noch mal nachgeschaut, seit 
knapp vier Jahren gibt es hier im Stadtparla-
ment Anfragen und Anträge zu dem Thema 
Quittungssysteme und das Thema wurde 
hier, aber auch in den Ausschüssen, und 
natürlich auch in der Öffentlichkeit breit disku-
tiert. Bei all diesen Diskussionen und Fragen 
hinsichtlich der Nützlichkeit solcher Quit-
tungssysteme kommt man am Ende doch 
immer wieder zu dem gleichen Ergebnis: 
dass ein solches System überflüssig ist, weil 
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Internationalität reduziert eben auch die 
Wahrscheinlichkeit von Racial Profiling, das 
ist so bescheuert wie wenn wir sagen, nur 
weil die AfD Menschen mit Migrationsge-
schichte hat, gibt es keine Faschisten bei 
denen im Laden. Das ist aber nicht die 
Wahrheit. 

                              (Beifall) 

Frau Nguyen hat genau dieses Argument, 
liebe Frau Gebhardt, ständig vor sich herge-
tragen: „Ich kann doch gar kein Nazi sein, 
weil ich doch Migrationsgeschichte habe.“ 
Das gleiche Argument wird hier gebracht, 
und das ist so falsch und so beschämend 
und es tut so weh, weil die Menschen in die-
sem Land Vertrauen brauchen. Vertrauen 
bekommen wir nicht, wenn diese Debatte so 
falsch geführt wird. Da wird immer gesagt, ihr 
schreibt den Antrag nicht richtig, das geht 
doch hier an Land und Bund. Ehrlich wäre es 
gewesen zu sagen, dann verbessern wir ge-
meinsam den Antrag und machen das, was 
im Koalitionsvertrag steht, liebe GRÜNE. 

                              (Beifall) 

Warum habt ihr es nicht gemacht? Warum 
sagt ihr einfach, dass es das Problem nicht 
gibt? Warum lacht ihr dann und sagt, diese 
Anträge sind wieder schlecht geschrieben? 
Damit werdet ihr dem Problem nicht gerecht 
und vor allem nicht der Herausforderung.  

Ich sage es noch einmal, dass die Menschen 
in diesem Land spätestens seit gestern kein 
Vertrauen mehr in die staatlichen Institutio-
nen haben, weil gestern im Deutschen Bun-
destag Vertrauen von der CDU zerstört wur-
de. 

Stellvertretender 
Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Christoph Rosenbaum: 

Herr Müller, Ihre Gesamtredezeit ist vorbei. 

Stadtverordneter Michael Müller, Linke:  
(fortfahrend) 

Einen Satz noch. 

Deswegen finde ich es richtig, dass wir dem 
Antrag zugestimmt haben, und ich würde mir 
wünschen, dass wir die Debatte so führen, 

dass am Ende ein Quittungssystem kommt 
und man die Sache ernst nimmt. 

                              (Beifall) 

Stellvertretender 
Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Christoph Rosenbaum: 

Das war ein langer Satz. Als nächste Redne-
rin hat für ÖkoLinX-ELF Frau Stadtverordnete 
Ditfurth das Wort. Bitte schön! 

Stadtverordnete Jutta Ditfurth, ÖkoLinX-
ELF:  

Guten Abend! 

Es ist ein Raum der Unwirklichkeit. Als ich 
zum ersten Mal heute hier durchging, begann 
es mit diesem Raumschiffgefühl, der falschen 
Empirie und der merkwürdigen Realitätsdar-
stellung, als hier vorne tatsächlich einer von 
den Fachleuten, der die anwesenden Inte-
ressierten, das waren nicht viele, beraten 
sollte, was sie denn tun sollen, wenn ihnen 
irgendein Angriff, also Terrorismus und so, 
droht, sagte, und ich musste fast prusten: 
„Dann kann man die 110 anrufen.“ Wenn 
man das tut, kann es einem passieren, dass 
man an der Polizeiwache 1 landet und dass 
die Nazis, die einen vorher geschlagen ha-
ben, nie verfolgt werden, weil die Anrufe nicht 
beachtet werden. Das heißt ... 

                              (Zurufe) 

Es ist dokumentiert. 

                              (Zurufe) 

Herr Pürsün und Herr Ritter von der ersten 
Bank, ihr wirkt auf mich, als ob ihr heute ir-
gendetwas gezogen hättet. Ihr seid vollkom-
men durchgedreht. 

                              (Zurufe) 

Stellvertretender 
Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Christoph Rosenbaum: 

Können wir bitte wieder zur Ruhe kommen 
und der Rednerin zuhören? 
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Stadtverordnete Jutta Ditfurth, ÖkoLinX-
ELF:  
(fortfahrend) 

Das Interessante ist, dass diejenigen ... 

                              (Zurufe) 

Halt die Schnauze, Yanki! 

                              (Zurufe) 

Stellvertretender 
Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Christoph Rosenbaum: 

Das ist jetzt ein Ordnungsruf für Sie, Frau 
Ditfurth. 

Stadtverordnete Jutta Ditfurth, ÖkoLinX-
ELF:  
(fortfahrend) 

Sag mal, habt ihr getrunken? Habt ihr Koks 
gezogen, oder was? 

Stellvertretender 
Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Christoph Rosenbaum: 

Frau Ditfurth! 

Stadtverordnete Jutta Ditfurth, ÖkoLinX-
ELF:  
(fortfahrend) 

Diese beiden Herren hier vorne, die haben 
einen ... 

Stellvertretender 
Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Christoph Rosenbaum: 

Ich habe bereits einen Ordnungsruf erteilt. 
Alles gut. 

                              (Zurufe) 

Es ist zu Protokoll gegeben. Ich habe den 
Ordnungsruf gegeben. 

Stadtverordnete Jutta Ditfurth, ÖkoLinX-
ELF:  
(fortfahrend) 

Ich bin zutiefst erschüttert über diesen Ord-
nungsruf. 

Stellvertretender 
Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Christoph Rosenbaum: 

Jetzt kommen wir bitte alle wieder zur Ruhe. 
Es ist schon spät. Lassen wir Frau Ditfurth 
bitte zu Ende reden. 

Stadtverordnete Jutta Ditfurth, ÖkoLinX-
ELF:  
(fortfahrend) 

Es wäre nett, wenn ich weiterreden könnte 
und das Gepöbel aufhört. Es war vorhin 
schon schlimm genug. Als Mirrianne Mahn 
geredet hat, haben sich Leute, die dann spä-
ter so taten, als wollten sie sachlich bleiben, 
in den Bänken gekugelt vor Hohn. Da gucke 
ich auf Volt, und da gucke ich auch auf hinte-
re Bänke der GRÜNEN. Es war ziemlich ek-
lig, abgesehen von der Pöbelbande hier vor-
ne.  

                              (Zurufe) 

Es war ziemlich eklig, was für eine Stimmung 
bei dem Thema geschaffen wurde. Und das 
hat damit zu tun, dass Sie ein Problem mit 
der Logik haben. Sie sagen einerseits, oh, es 
steht zwar im Koalitionsvertrag, aber es be-
trifft ja die Landespolizei. Warum ist es dann 
im Koalitionsvertrag? Weiß man nicht mehr, 
in welcher Stadt man Verträge macht? Und 
es wird gesagt, ja, aber bei der Stadtpolizei 
gibt es doch gar nicht so viele Möglichkeiten, 
wo Racial Profiling stattfinden kann. Aber, 
sagt dann der andere zustimmend, es gibt 
dann ganz viel Bürokratie. Wenn es nicht so 
viele Fälle gäbe, wenn das wahr wäre, dann 
könne es auch nicht so viel Bürokratie geben, 
wenn man diese Form des praktizierten Ras-
sismus machen will. Und außerdem wird ja 
gelogen. Natürlich kann die Stadtpolizei Ra-
cial Profiling betreiben, und wer mit offenen 
Augen durch die Stadt geht und vielleicht 
nicht nur im hellen Tageslicht, kann sehen, 
dass Platzverweise ganz vorzugsweise in 
bestimmten Situationen an junge migranti-
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sche Menschen erteilt werden, und zwar von 
der Stadtpolizei. 

                              (Beifall) 

Selbstverständlich würde da ein Quittungs-
system helfen, was ihr nicht wollt. Ihr wollt es 
nicht deswegen nicht, weil es sachlich nicht 
begründet wäre, sondern deswegen, weil 
eure bröckelnde, instabile, widersprüchliche 
Koalition es nicht erträgt, sich damit ausei-
nanderzusetzen, weil Sie alle wissen, wie 
hart es war, Herrn Bäppler loszuwerden. Ra-
cial Profiling. Weil offensichtlich jetzt eine 
Nachfolge besteht, nämlich Frau Gebhardt 
hat sich heute angemeldet, die Nachfolge 
von Herrn Bäppler zu übernehmen, wenn es 
um das Ignorieren von Rassismus geht. Ich 
hätte nie gedacht, dass ich von einer ver-
meintlich aufgeklärten Protestantin ... 

                              (Zurufe) 

... so einen Mist im Jahr 2025 hören würde. 
Vielleicht sollten Sie nicht ganz so oft in die 
Cafeteria gehen. 

                              (Zurufe) 

Das Argument, als ob es zehn, 20 Jahre von 
Diskussionen über Rassismus nicht gegeben 
hätte, mehr Migrantinnen und Migranten bei 
der Polizei helfen gegen Rassismus: Habt ihr 
noch nie einen rassistischen türkischen Men-
schen gesehen? Habt ihr noch nie jemanden 
gesehen, der sozusagen die Schattierung der 
Hautfarben hat? Wer immer dabei ist, sind 
natürlich alle Weißen, da gibt’s alles vom 
Antisemitismus über alle Stufen von Rassis-
mus. Das schützt einen nicht davor. Es 
schützt einen nicht davor, in keiner Gesell-
schaft dieser Welt gibt es keinen Rassismus. 
Irgendeine Gruppe wird immer ausgesucht, 
um entwertet zu werden. Das ist einfach auch 
ein Ausdruck von kapitalistischen Strukturen, 
wo man Menschen billig machen muss, wo 
man den Hass der einen auf die anderen 
lenken muss, weil man sonst mit seinen sozi-
alen Krisen nicht mehr klarkommt. Und das 
verkörpert ihr, indem ihr Koalitionsverträge 
ausmacht, in denen steht, es soll ein Quit-
tungssystem geben, und heute erklärt ihr 
uns, warum das aber nicht geht, obwohl die 
GRÜNEN sogar einen Antrag vorbereitet 
hatten, den sie offensichtlich seit Jahren nicht 

einbringen. Merkt ihr noch, wie viel kognitive 
Dissonanz in eurer Koalition hängt? 

                              (Beifall) 

Ihr kennt euch nicht nur gegenseitig nicht, ihr 
verratet auch eure Prinzipien zum Teil, sofern 
ihr sie hattet, und die anderen, eure rechte-
ren Flügel, freuen sich ganz diebisch, andere 
liegen höhnisch in den Reihen und die Nazis 
können nur noch grinsen. Werdet mal wieder 
klar im Kopf. Redet mal wirklich ernsthaft 
über Rassismus, und zwar - meinetwegen 
hinter geschlossener Tür - untereinander zur 
Aufklärung und politischen Bildung. Wenn ihr 
es nur noch taktisch betrachten könnt, wie ihr 
mit der systematischen Entwertung von Men-
schen umgeht, sei es aus rassistischen 
Gründen, aus Gründen des Antisemitismus 
oder sonst irgendwas, dann seid ihr verloren 
für jede Form von besserem Leben und bes-
serer Gesellschaft und auch für ein besseres 
Leben in Frankfurt. Es ist unerträglich, wie ihr 
mit dem Thema umgeht. Unerträglich! Und 
das nicht nur wegen teilweise zu hohen Alko-
holkonsums. 

Und dann dieser wunderbare Satz ... 

                              (Zurufe) 

Ich meine nur die, die zu viel gesoffen haben. 
Ich meine nicht Sie, wenn Sie das nicht getan 
haben. 

Und dann der wunderbare Satz von Herrn 
Schulz oder auch von anderen, der sagt, es 
seien nicht viele Fälle bekannt. Glaubt ihr im 
Ernst, dass jemand, der von der Stadtpolizei 
rassistisch diskriminiert worden ist, zur Stadt-
polizei geht und dort eine Meldung abgibt?  

                              (Beifall) 

Glaubt ihr im Ernst, dass Menschen, die viel-
leicht nicht reich sind und nicht so einen gu-
ten Zugang haben zur Justiz, sich einen An-
walt nehmen können, um offiziell eine Be-
schwerde vorzutragen? 

                              (Zurufe) 

Und wie kommt es denn, dass ihr auf Lan-
desebene ein Quittungssystem haben wollt, 
aber nur, solange ihr nicht in der Landesre-
gierung seid wahrscheinlich. Dann würde es 
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schon schwierig. Dann macht man das nur so 
als Traum. Ich verstehe heute, dass Koaliti-
onsverträge aus Bonbons fürs Publikum be-
stehen und weitgehend nicht aus Dingen, die 
man tatsächlich ernst meint, um das Leben 
für Menschen besser zu machen. Abscheu-
lich! 

                              (Beifall) 

Stellvertretender 
Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Christoph Rosenbaum: 

Nun spricht der Stadtverordnete Fuchs für die 
AfD-Fraktion. Bitte schön! 

Stadtverordneter Markus Fuchs, AfD:  

Herr Vorsteher, 
meine Damen und Herren! 

Es war jetzt wieder bizarr wie immer, wenn 
ÖkoLinX-ELF ans Mikrofon geht. Wir haben 
jetzt wieder gelernt, alle sind Nazis und Ras-
sisten außer Jutta. 

                              (Beifall) 

Und Herr Müller, Sie werfen mir schlichte 
Argumentation vor. Das Einzige, was schlicht 
ist, ist Ihr kindliches manichäisches Weltbild, 
das teilen Sie ja mit Frau Ditfurth. 

                              (Beifall) 

Sie wollen etwas bekämpfen, wofür Sie gar 
keine Datengrundlage haben, weil es eben 
keine belegten Fälle gibt. Und dann sagen 
Sie, dass es da Studien gibt. Herr Müller, 
nennen Sie eine einzige Studie, die Racial 
Profiling in der Frankfurter Stadtpolizei und 
nicht irgendwo anders auf diesem Planeten 
belegt. Das können Sie nicht. Das Einzige, 
was Sie können, ist Fake News und Ver-
schwörungstheorien betreiben. 

               (Beifall, Heiterkeit, Zurufe) 

Stellvertretender 
Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Christoph Rosenbaum: 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache und lasse nun-
mehr über die mit dem Ausschussbericht 
vorgelegte Empfehlung zu dem Tagesord-
nungspunkt 11. abstimmen, die auch in der 
ausgelegten Tagesordnung I abgedruckt ist. 
Wer dem Ausschussbericht zustimmt, sodass 
für jeden die Stimmabgabe der jeweiligen 
Fraktion im Ausschuss und für die fraktions-
losen Stadtverordneten deren schriftlich vor-
liegendes Votum gilt, den bitte ich um das 
Handzeichen. (Geschieht) Wer stimmt dage-
gen? (Geschieht) Wer enthält sich der Stim-
me? (Geschieht) Ich stelle fest, dass der 
Ausschussbericht angenommen wurde. So-
mit wird die Vorlage NR 1063 abgelehnt. Ich 
schließe den Tagesordnungspunkt. 

Tagesordnungspunkt 12. 

Stellvertretender 
Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Christoph Rosenbaum: 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12., Re-
geln für Radfahrer, auf. Die Antragsteller stel-
len den Antrag um eine Runde zurück. Ich 
nehme an, dass es keinen Widerspruch gibt.  

Tagesordnungspunkt 13. 

Stellvertretender 
Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Christoph Rosenbaum: 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13., Grüne 
Lunge, auf. Zu diesem Thema behandeln wir 
die Vorlage NR 1086 der Gartenpartei. Die 
Gartenpartei hat den Antrag zur Tagesord-
nung I gestellt. Gibt es Wortmeldungen? Ich 
bitte, die Kamera auszustellen, das Wort hat 
Herr Schwichtenberg von der Gartenpartei. 
Bitte schön! 
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